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EINLEITUNG

Die Lebensumstände vieler armer Familien in den USA nähern sich de-
nen in der Dritten Welt an. Die Armutsquote unter Kindern in den Ver-
einigten Staaten ist genauso hoch wie die in Mexiko. Die Sterblichkeits-
rate bei Säuglingen entspricht der von Malaysia, in afroamerikanischen 
Familien in der Hauptstadt Washington D.C. liegt sie sogar noch über 
den Werten der indischen Provinz Kerbala. Zu diesen überraschenden 
Ergebnissen kam vor kurzem ein Bericht der Vereinten Nationen (Uni-
ted Nations Development Programme 2005). Er warf der US-Regierung 
»an overdeveloped military strategy and an underdeveloped strategy for 
human security« vor und stieß damit auf harsche Kritik in Washington 
(vgl. Vallely 2005). Aber auch innerhalb der USA mehren sich kritische 
Stimmen gegenüber einer Politik, die trotz beeindruckenden Wirt-
schaftswachstums nicht in der Lage oder willens ist, eine materielle und 
soziale Grundversorgung aller Bürger sicherzustellen, selbst dann nicht, 
wenn es sich um die eigenen Soldaten handelt. Der National Coalition 
for Homeless Veterans zufolge waren von den schätzungsweise drei 
Millionen Menschen, die 2006 in den USA vorübergehend ihre Woh-
nung verloren und auf der Straße landeten, etwa 500.000 Kriegsvetera-
nen; darunter eine wachsende Zahl von Männern und Frauen, die im Irak 
gekämpft haben (National Coalition for Homeless Veterans 2006; Na-
tional Law Center on Homelessness and Poverty 2006). Insgesamt hat 
die Nachfrage in den Obdachlosenasylen in den Städten im Laufe der 
letzten Jahre um etwa 20 Prozent zugenommen; etwa einem Drittel aller 
Bedürftigen konnte nach Auskunft von Kommunalpolitikern angesichts 
begrenzter Ressourcen städtischer und karitativer Einrichtungen nicht 
geholfen werden (US Conference of Mayors 2005). 2005 veröffentlichte 
das Landwirtschaftsministerium einen Bericht, wonach die Anzahl der 
US-Bürger, in deren Haushalt »food insecurity« (eine euphemistische 
Umschreibung für Hunger) herrscht, während der ersten Amtsperiode 
von Präsident George W. Bush von 31 auf 36 Millionen angestiegen ist 
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(Washington Post, 4.6.2005). Parallel dazu hat die Zahl der Amerikaner 
ohne Krankenversicherung mit fast 46 Millionen – das entspricht einem 
Sechstel der Gesamtbevölkerung unterhalb des Pensionsalters – ihre vor-
läufige Rekordmarke erreicht (United Nations Development Programme 
2005: 58). Allein über ein Drittel aller Hispanics, die mit ihrer billigen 
Arbeitskraft das Rückgrat des boomenden Dienstleistungssektors bilden, 
hat in den USA keinen oder einen nur sehr eingeschränkten Zugang zu 
einem der teuersten und modernsten Gesundheitssysteme der Welt 
(ebd.). Das Institute of Medicine in Washington D.C. geht davon aus, 
dass jedes Jahr mindestens 18.000 Menschen aufgrund unzureichender 
medizinischer Versorgung in den USA frühzeitig sterben; eine andere 
Studie kam zu dem Schluss, dass 85.000 Menschenleben jährlich geret-
tet werden könnten, wenn Afroamerikaner einen ähnlichen Krankenver-
sicherungsschutz genössen wie Weiße (Rowland/Hoffman 2005: 3).

Hauptleidtragende des Ungleichheiten und Armut forcierenden So-
zial- und Wirtschaftsmodells der USA sind neben der schwarzen Bevöl-
kerung, die weiterhin überproportional stark von Erwerbslosigkeit, Ein-
kommensarmut, sozialer Exklusion und räumlicher Segregation betrof-
fen ist, neu zugewanderte Migranten, Alleinerziehende sowie Kinder 
und Jugendliche. Entgegen der gängigen Vorstellung vom »American 
Dream« ist die Wahrscheinlichkeit, dass Kinder aus benachteiligten Fa-
milien durch Bildungsanstrengungen und harte Arbeit der Armut entge-
hen können, über die Jahrzehnte ständig gesunken. Laut einer aktuellen 
Studie zeichnen sich inzwischen fast alle reichen westlichen Industriena-
tionen durch höhere soziale Aufstiegschancen (intergenerational mobili-
ty) als die Vereinigten Staaten aus (Hertz 2006). Über ein Viertel aller 
Beschäftigten in den USA, die durchschnittlich wesentlich mehr Stun-
den pro Jahr arbeiten als in anderen OECD-Staaten, fällt unter die offi-
zielle Armutsgrenze und gehört zu den »working poor« (Waldron u.a. 
2004: 8). Während die Mittelschicht in den USA immer kleiner wird, 
sind Einkommen und Vermögen der reichsten Familien und Haushalte 
in den letzten Jahren im Verhältnis zum Rest der Bevölkerung über-
proportional angewachsen. Die reichsten fünf Prozent der Bevölkerung 
verfügen inzwischen über mehr als 20 Prozent aller Einkommen, die un-
teren 40 Prozent auf der Einkommensskala lediglich über 14 Prozent 
(Mishel u.a. 2006: 12). Angesichts des Ausmaßes dieser sozioökonomi-
schen Polarisierung warnt die American Political Science Association 
seit Jahren vor einer Aushöhlung demokratischer Errungenschaften und 
vor den negativen Auswirkungen eines politischen Systems, das selektiv 
die Interessen einflussreicher Lobbygruppen und der oberen Einkom-
mensschichten vertritt (Task Force on Inequality and American Demo-
cracy 2004). Selbst der ehemalige Chef der US-amerikanischen Noten-
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bank, Alan Greenspan, schloss sich vor kurzem dieser Warnung an und 
betonte die wirtschaftlichen Probleme, die mit einem weiteren Anstieg 
sozialer Ungleichheit verbunden seien (New York Times, 28.8.2006). 

Als der US-amerikanische Kongress im Rahmen des »Deficit Re-
duction Act« neue nationale Richtlinien zur staatlichen Unterstützung 
von bedürftigen Familien verabschiedete und dieses Gesetz von Präsi-
dent Bush im Februar 2006 unterzeichnet wurde, kam es im Vorfeld al-
lerdings zu keinerlei größeren öffentlichen Auseinandersetzungen. Dies 
ist umso bemerkenswerter, als es bei dieser parlamentarischen Abstim-
mung um nicht weniger als die Novellierung und die gleichzeitige Ver-
schärfung der sogenannten »Welfare Reform« ging, die von einigen Kri-
tikern als »Washington’s New Poor Law« (Wolch/Dinh 2001; Gold-
berg/Collins 2001; Piven 2001) bezeichnet und allgemein als Wende-
punkt in der Nachkriegsentwicklung der US-amerikanischen Sozial- und 
Armutspolitik interpretiert worden ist. Im Zentrum des neuen »Armen-
gesetzes« – dem »Personal Responsibility and Work Opportunity Re-
conciliation Act« (PRWORA) von 1996 – stand die Eliminierung eines 
seit den 1930er Jahren bestehenden Rechtsanspruchs von armen Famili-
en auf bundesstaatliche Unterstützung. Seit Inkrafttreten des PRWORA, 
dessen Gültigkeit mit dem »Deficit Reduction Act« vom Kongress bis 
zum Jahr 2010 verlängert worden ist, müssen in den USA mittellose Er-
wachsene, die für sich und/oder ihre Kinder Sozialtransfers im Rahmen 
von dezentralisierten Hilfsprogrammen erhalten wollen, ihre Arbeits-
kraft unter allen nur denkbaren Bedingungen Markt und Staat zur Ver-
fügung stellen sowie ihr Privatleben tiefgreifenden bürokratischen Kon-
trollen und Eingriffen unterwerfen. Spätestens nach fünf Jahren des 
Leistungsbezugs erlischt jeglicher Anspruch auf weitere finanzielle Bei-
hilfen für Nichterwerbstätige. In manchen Regionen – vor allem in Bun-
desstaaten mit konservativen Mehrheiten und einem hohen Minoritä-
tenanteil an der Armutsbevölkerung – werden Sozialhilfezahlungen1 be-
reits nach weniger als zwei Jahren eingestellt, unabhängig von Bedürf-
tigkeit und Beschäftigungschancen der Betroffenen. Damit kehrt die US-
amerikanische Sozialpolitik unter neoliberalen Vorzeichen in vielerlei 

1  Einige Autoren betonen, dass es im US-amerikanischen Kontext inzwi-
schen nicht mehr sinnvoll ist, von Sozialhilfe zu sprechen, da fast die 
Hälfte derjenigen, die im Rahmen der neuen Transferprogramme (»Tem-
porary Assistance for Needy Families«, TANF) Leistungen beziehen, in-
zwischen erwerbstätig seien. Der Begriff Sozialhilfe wird in der vorlie-
genden Arbeit trotzdem verwendet, um die monetären Transfers im Rah-
men der von der »Welfare Reform« hervorgebrachten regionalen Unter-
stützungsprogramme für Familien von Versicherungsleistungen oder ande-
ren indirekten Lohnsubventionierungen abzugrenzen. 
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Hinsicht immer mehr zu ihren Ursprüngen – der Praxis und Ideologie 
der englischen Armenfürsorge – zurück (Kaufmann 2003). 

Eingrenzung des Untersuchungsgegenstands 

Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich mit den in der Bundesrepublik 
Deutschland und in der internationalen Fachliteratur nur wenig beachte-
ten Auswirkungen und Kosten dieses Prozesses am Beispiel der Um-
wandlung der Familiensozialhilfe »Aid to Families with Dependent 
Children« in ein befristetes und weitgehend kommunal kontrolliertes 
Transfer- und Beschäftigungsprogramm. Im Zentrum der empirischen 
Untersuchung steht die Analyse der lokalstaatlichen Implementierung 
der »Welfare Reform«, das heißt die Herausbildung und Weiterentwick-
lung von Politiken und Praxen auf der subnationalen Ebene im Bereich 
der Arbeitsverpflichtung, Disziplinierung und Sanktionierung von 
Transferbeziehern und deren Familien, im Folgenden Workfare2 ge-
nannt. Als empirische Fallstudien dienen die beiden bevölkerungsreichs-
ten Städte der USA, New York und Los Angeles, die gleichzeitig füh-
rende Global Cities, mediale und kulturelle »Traumfabriken« sowie na-
tionale Armutsmetropolen sind.

Es sprechen mehrere Gründe dafür, sich auf die regionale und kom-
munale Dimension der veränderten Sozialpolitik in den USA zu kon-
zentrieren: Erstens können die spezifische US-amerikanische Armutsge-
ographie und die staatliche Bearbeitung von Armutsphänomenen nicht 
ohne Berücksichtigung der dem politischen System zugrundeliegenden 
föderalistischen Struktur und den damit verbundenen Implikationen für 
redistributive Politiken verstanden werden. Die aktuelle Rückverlage-
rung der Verantwortung für Sozialprogramme und andere staatliche 
Aufgabenbereiche auf die subnationale Ebene – im angelsächsischen 
Raum als Devolution bezeichnet – ist in den USA zum großen Teil ein 
Ergebnis des »New Federalism«: einer Bewegung für die erneute Stär-
kung der Rechte und der Autonomie der Einzelstaaten, die seit den 
1970er Jahren, vor allem aber seit der konservativ geprägten Reagan-
Ära, überaus wirkmächtig ist (vgl. Conlan 1998; O’Connor 1998; Taka-
hashi 2003). Im Rahmen des »New Federalism« werden wachsende 
räumliche Disparitäten im Umgang mit bedürftigen Bevölkerungsgrup-
pen nicht nur als notwendiger Preis einer größeren Flexibilität und Au-
tonomie der lokalstaatlichen Instanzen in Kauf genommen. Die Einzel-

2  Zu den unterschiedlichen Definitionen und Verwendungen des Begriffs 
Workfare in der Fachliteratur und Politik vgl. S. 79 ff. 
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staaten werden auch noch – trotz einschlägiger historischer Erfahrungen 
mit der Ausgrenzung und Diskriminierung von Minderheiten – als die 
wahren Hüter US-amerikanischer Werte und als Laboratorien der De-
mokratie und Innovation verklärt (vgl. Caraley 1996; Kling 1997; Le-
land 2001; Whitaker/Time 2001; Fording 2003).

Einige Autoren schlagen inzwischen sogar vor, die Fokussierung auf 
den US-amerikanischen Wohlfahrtsstaat aufzugeben und stattdessen die 
Existenz von 51 unterschiedlichen »Welfare States« mit ihren jeweils 
spezifischen historischen Wurzeln und ideologischen Ausprägungen an-
zuerkennen (Howard 1999). Selbst wenn man der zentralstaatlichen  
Ebene weiterhin eine entscheidende Steuerungs- und Planungsfunktion 
sowie die Hauptverantwortung für Armutsprobleme unterstellt, reicht es 
– zweitens – zur Bewertung gegenwärtiger sozialstaatlicher Transforma-
tionsprozesse in den USA längst nicht mehr aus, sich auf die Analyse 
bundesstaatlicher Programme, Initiativen und Gesetzesveränderungen zu 
beschränken. Vielmehr zeigen sich die »new politics of the welfare  
state« (Pierson 1996) am deutlichsten auf den untergeordneten Ebenen 
des politisch-administrativen Systems, wo die staatlichen Instanzen mit 
den »Objekten« neuer sozialer Regulations- und Kontrollmechanismen 
und den Herausforderungen einer vorrangig arbeitsmarktfokussierten 
Sozialpolitik unmittelbar konfrontiert sind. Demnach ist die »real […] 
story of welfare reform local« (Nathan/Gais 1999: 5).

Unstrittig ist drittens, dass die großstädtischen Zentren die Hauptlast 
der Neustrukturierung des Sozialhilfesystems in den USA zu tragen ha-
ben (vgl. Kahn/Kameran 1998; Wolch 1998; Weir 1999; Allen/Kirby 
2000; Coulton 2003; Andrulis u.a. 2003), da hier ein überproportional 
hoher Anteil der von den Gesetzesveränderungen betroffenen Bevölke-
rung lebt. Neben den Südstaaten, von denen bis auf Florida alle über-
durchschnittlich hohe Armutsquoten aufweisen, und strukturschwachen 
ländlichen Regionen sind die städtischen Zentren trotz einer langen Ge-
schichte von speziellen urbanen Revitalisierungs- und Förderpro-
grammen noch immer die »poorhouses« der Vereinigten Staaten. 78 
Prozent der US-amerikanischen Armutsbevölkerung wohnten zu Beginn 
des 21. Jahrhunderts in »Metropolitan Areas«, über die Hälfte von ihnen 
in Quartieren mit hochkonzentrierter Armut in den »Inner Cities« (Joas-
sart-Marcelli u.a. 2005: 336), denen es häufig an grundlegenden privaten 
und öffentlichen Ressourcen fehlt. Daher liegt es nahe, die neuen Work-
fare-Strategien vor allen Dingen als »urban policy issues« (Wiseman 
1996: 516) zu begreifen. Selbst wenn nicht alle Bewohner der innerstäd-
tischen Zentren Sozialleistungen beziehen und die meisten Erwachsenen 
in armen Familien erwerbstätig sind, bleibt ein großer Teil von ihnen 
aufgrund steigender Reproduktions- und Wohnkosten bei gleichzeitig 

https://doi.org/10.14361/9783839410387-intro https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.14361/9783839410387-intro
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/


WORKFARE IN DEN USA

16

stagnierenden oder fallenden Arbeitseinkommen auf diverse Formen 
staatlicher Unterstützung angewiesen.

Mit der Kombination aus strengen Arbeitsauflagen (Workfare), weit-
reichender Dezentralisierung (Devolution), der Aufwertung religiöser 
Organisationen in der Armutspolitik (Charitable Choice Provision) so-
wie ihrer expliziten Ausrichtung am patriarchalen Idealbild der traditio-
nellen Kleinfamilie ergeben die mit der »Welfare Reform« verabschie-
deten Maßnahmen einen ungewöhnlichen Policy-Mix, der sich am ehes-
ten mit der spezifischen politischen Kultur der USA sowie dem wach-
senden gesellschaftlichen und politischen Einfluss der christlichen Rech-
ten erklären lässt (vgl. Hoover u.a. 2002; Friedman/McGravie 2003; 
Bartkowski/Regis 2003; Quadagno/Rohlinger 2007). Dementsprechend 
wären die »Welfare Reform« und die damit verbundenen lokalen Ar-
muts- und Regulationspolitiken in erster Linie ein weiterer Schritt auf 
dem sozialpolitischen Sonderweg der Vereinigten Staaten, die in der 
Vergangenheit unter anderem als residuales Wohlfahrtssystem (Titmuss 
1974), Archetyp eines liberalen Regimes (Esping-Andersen 1990) oder 
als ausgewiesener »welfare laggard« (Berkowitz/McQuaid 1992) im 
Spannungsfeld zwischen libertär- und paternalistisch-konservativen 
Vorstellungen (Seeleib-Kaiser/Gebhardt 1997) charakterisiert worden 
sind. Andererseits ist nicht zu übersehen, dass das Sozial- und Wirt-
schaftsmodell der USA unterdessen weit über explizit neoliberale Kreise 
hinaus eine wachsende Faszination ausübt, die den hohen Kommodifi-
zierungsgrad, niedrige Transferleistungen und die weitreichende Privati-
sierung sozialer Risiken nicht länger als Schwäche oder Rückständig-
keit, sondern als Standortvorteile bewerten (vgl. OECD 1994; Lang u.a. 
1999; Prince 2001; Haubner 2002; Stoesz 2002; Kollmeyer 2003; Hay-
lett 2003; Candeias 2004). Aus ökonomistischer Sicht gilt das US-Mo-
dell spätestens seit Mitte der 1990er Jahre aufgrund seiner hochgradig 
flexibilisierten und deregulierten Arbeitsmärkte, seinen steigenden Er-
werbsquoten (vor allem unter der weiblichen Bevölkerung), seiner gro-
ßen Lohnspreizung und seinen beeindruckend hohen wirtschaftlichen 
Wachstumsraten als wesentlich erfolgreicher bei der Anpassung an de-
mographische und weltmarktbedingte Herausforderungen als viele der 
Wohlfahrtssysteme im »alten Europa«, die neben wachsenden sozialen 
Ungleichheiten auch noch mit anhaltender struktureller Massenarbeitslo-
sigkeit konfrontiert sind (Esping-Andersen 1996 u. 1999; Lang u.a. 
1999; Gilbert/Van Voorhis 2000; Deacon 2001; Quadagno/Street 2006; 
The Economist, 27.7.2006).

Zahlreiche Regierungen in Ländern mit einer liberalen Sozialstaats-
tradition wie Kanada (insbesondere die Provinz Ontario), Großbritan-
nien oder Neuseeland haben in den vergangenen Jahren die US-amerika-
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nischen Workfare-Programme unmittelbar als Vorbild genommen und 
Elemente davon in ihre Sozial- und Beschäftigungspolitik integriert 
(Peck/Theodore 2001; Goodin 2002; Bashevkin 2002; Quaid 2002; 
Standing 2002; Daguerre 2004). Aber auch in als sozialdemokratisch 
oder konservativ geltenden Wohlfahrtsstaaten wie Dänemark, Norwe-
gen, der Schweiz oder der Bundesrepublik sind »aktivierende Strate-
gien«, das heißt die Kopplung von Sozialtransfers an Gegenleistungen 
der Empfänger, inzwischen zentraler Bestandteil sozialstaatlicher Pro-
grammatik und Praxis (Lødemel/Trickey 2000; Dahme/Wohlfahrt 2003; 
Ferrera/Hemerijck 2003; Handler 2004a; Koch u.a. 2005). Häufig wer-
den auch in diesen Ländern den Kommunen ganz neue Aufgaben und 
Zuständigkeiten in der Sozial- und Beschäftigungspolitik zugeschrieben 
(Finn 2000; Reissert 2003; Nägele/Pagels 2004; Eick u.a. 2004). Gleich-
zeitig erhalten neue lokale Ansätze und Formen der Kooperation zwi-
schen staatlichen und privaten Akteuren – angelehnt an Erfahrungen aus 
dem US-amerikanischen Kontext mit urbanen Revitalisierungs-, Si-
cherheits- und Kontrollstrategien – in der europäischen Politik und 
Fachöffentlichkeit eine immer größere Aufmerksamkeit (Mayer 1999 u. 
2003; Body-Gendrot 2000; Rose 2000; Waquant 2001; Michel 2005). 
Insofern macht es Sinn, die aktuellen Trends in der Sozialpolitik der 
USA nicht nur unter dem Etikett »American Exceptionalism« abzuhan-
deln, sondern sie angesichts des Bedeutungszuwachses eines internatio-
nalen Policy-Transfers und Wettbewerbs um die Neustrukturierung der 
Wohlfahrtssysteme als Folie für mögliche hiesige Entwicklungen zu be-
trachten. Wenn es stimmt, dass das amerikanische politische System ei-
ne Art Laboratorium bietet, »that exposes in the purest real-world form 
the two kinds of ideologies – liberal and conservative – and the two 
kinds of policies – deregulation and social control – that are being pro-
duced to support global capitalism« (Lowi 1998: 6), dann spricht vieles 
dafür, sich auch in Europa intensiver mit den gegenwärtigen innen- und 
sozialpolitischen Transformationsprozessen in den USA und ihren ge-
sellschaftlichen Implikationen auseinanderzusetzen. 

Bislang standen im Zentrum der öffentlichen Aufmerksamkeit im 
Zusammenhang mit den neuen Workfare-Strategien allerdings nur eini-
ge ausgewählte Aspekte, die eng mit den offiziösen Zielsetzungen der 
Gesetzgeber korrespondieren: die Senkung der Sozialhilfequoten sowie 
die Erhöhung der Arbeitsmarktintegration von Menschen, die aufgrund 
von erheblichen Beschäftigungsbarrieren und Familienverpflichtungen 
wie Kindererziehung oder Pflegeaufgaben in vielen Ländern vor einigen 
Jahren noch einen gewissen staatlichen Schutz vor den Risiken und den 
Anforderungen des Marktes für sich beanspruchen konnten. Gemessen 
am ersten Kriterium war das dezentralisierte US-Modell – zumindest 
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vorläufig – ein voller Erfolg: In den USA haben seit Inkrafttreten des 
PRWORA etwa vier bis fünf Millionen Erwachsene – freiwillig oder 
von den Verwaltungen erzwungen – den Sozialhilfebezug verlassen. In-
wieweit die lokalen Beschäftigungsmaßnahmen für Transferempfänger 
allerdings wirklich zu einer nachhaltigen Arbeitsmarktintegration und 
einer verbesserten Lebenssituation benachteiligter Bevölkerungsgruppen 
beigetragen haben und wie der rasante Rückgang bei der Inanspruch-
nahme von Sozialhilfe zu erklären ist, bleibt in der Forschung und Fach-
öffentlichkeit indes umstritten.

Obwohl die vom Bund und von den Einzelstaaten finanzierten Eva-
luationen der »Welfare Reform« in den letzten zehn Jahren wahrschein-
lich mehr Mittel verschlungen haben, als anderen Regierungen zur Dis-
tribution an die Armen zur Verfügung stehen, ist ihr Erkenntnisgewinn 
bezüglich dieser Fragen begrenzt. Dies liegt am engen Fokus der etab-
lierten US-amerikanischen Armutsforschungsindustrie. Neben fiskali-
schen und verwaltungstechnischen Fragen stehen meist die individuellen 
Beschäftigungshindernisse und »Defizite« derjenigen, die weiterhin von 
staatlichen Leistungen »abhängig« sind, im Zentrum der Auftragsarbei-
ten. Außerdem zeichnen sich diese Forschungsprojekte trotz erheblicher 
Unterschiede im Detail dadurch aus, dass sie fast ausschließlich quanti-
tative Methoden einsetzen und sich hauptsächlich auf Daten und Infor-
mationen der lokalen Verwaltungen stützen. Die Behörden sind in dieser 
Frage jedoch daran interessiert, möglichst positive Ergebnisse vorzuwei-
sen und unter Beweis zu stellen, dass sie die Mittel des Bundes und der 
Staaten effektiv zum Einsatz bringen. Bis heute existieren auch nur we-
nige wissenschaftliche Untersuchungen, die sich mit dem Schicksal der 
»anderen Hälfte« beschäftigen, das heißt mit den Millionen von Frauen 
und Männern, die seit der »Welfare Reform« 1996 von den lokalen Be-
hörden abgewiesen wurden oder nach dem Ausscheiden aus dem So-
zialhilfebezug keine Erwerbsarbeit gefunden haben und von denen die 
meisten nicht mehr länger in staatlichen Stellen und Statistiken auftau-
chen.

Um die komplexen Implikationen und langfristigen Auswirkungen 
einer weitgehend dezentralisierten und arbeitsfokussierten Armuts- und 
Sozialpolitik in den USA erfassen zu können, ist es daher erforderlich, 
neben den Perspektiven der Gesetzgeber und der staatlichen Bürokratien 
auch die anderer Akteure in die Betrachtung und Bewertung miteinzu-
beziehen. Dazu gehören Bürgerrechtsgruppen, Wohlfahrtsverbände, lo-
kale Gewerkschaften und Community-Organisationen, unabhängige 
Journalisten und Sozialwissenschaftler und nicht zuletzt die direkt Be-
troffenen. Mehr als zehn Jahre nach der Verabschiedung der »Welfare 
Reform« bietet sich die Gelegenheit, mit Hilfe der von diesen Gruppen 
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inzwischen umfangreich dokumentierten Erfahrungen »vor Ort« den of-
fiziellen Erfolgsmeldungen und häufig selektiven Darstellungen und In-
terpretationen von Seiten der Regierung und der etablierten Forschungs-
industrie ein etwas präziseres Bild der neuen Workfare-Realitäten in der 
US-amerikanischen Gesellschaft entgegenzusetzen.

Grundlagen,  Ziele und Aufbau der Arbeit  

Die Arbeit basiert zu einem Großteil auf den Rechercheergebnissen und 
-auswertungen mehrerer Forschungsaufenthalte in den USA. In den Un-
tersuchungsstädten Los Angeles und New York habe ich im Zeitraum 
von 2001 bis 2004 über 60 Experteninterviews mit Wissenschaftlern, 
Vertretern von Verwaltungen, Gewerkschaften, Wohlfahrtsverbänden 
und Community-Organisationen zur Umsetzung der nationalen »Welfare 
Reform« und ihrer Rolle in diesem Prozess durchgeführt.3 Außerdem 
wurden zusätzlich zur umfangreich vorhandenen Sekundärliteratur und 
zu den Daten und Informationen, welche die Behörden und Forschungs-
institute zur Verfügung stellen, für die Fallstudien zahlreiche Primär-
quellen wie lokale Zeitungsberichte, Flugblätter und Broschüren von 
Organisationen und Lobbygruppen sowie Dokumente der lokalen Ver-
waltungen (Protokolle von öffentlichen Anhörungen und Sitzungen, 
Briefverkehr etc.) ausgewertet. Als besonders gewinnbringend für die 
Einschätzung der vielfältigen Informationen und der Auseinanderset-
zungen um die Ausgestaltung der neuen lokalen Workfare-Regime hat 
sich die enge Zusammenarbeit mit einigen US-amerikanischen Kollegen 
und universitären Einrichtungen erwiesen, die nicht nur den Zugang zu 
unveröffentlichten Dokumenten und zahlreichen Gesprächspartnern, 
sondern auch Möglichkeiten zur teilnehmenden Beobachtung geschaffen 
haben – sei es durch die Partizipation an Aktivitäten der sozialpoliti-
schen Opposition, an Verwaltungssitzungen oder Veranstaltungen im 
Rahmen von lokalen Beschäftigungsprogrammen.4

Ausschlaggebend für die Entscheidung, den lokalspezifischen Aus-
wirkungen der US-amerikanischen Sozialhilfereform näher nachzuge-
hen, waren neben den oben genannten Gründen mehrere Irritationen. 
Zum einen war es die in einem der Dissertation vorangegangenen ver-

3  Eine Liste der Interviewpartner findet sich in der Bibliographie. 
4  So war es mir unter anderem möglich, an Kursen teilzunehmen, die So-

zialhilfeempfänger im Auftrag der Verwaltung auf eine Arbeitsaufnahme 
vorbereiten sollen, und Gespräche mit den »Betroffenen« zu führen.
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gleichenden Forschungsprojekt5 gewonnene Erkenntnis, wie leichtfertig 
in Deutschland in der kommunalen Sozialhilfe- und Beschäftigungs-
praxis, aber auch in der Wissenschaft Konzepte und Ansätze aus dem 
angelsächsischen Kontext übernommen werden, ohne sich eingehender 
mit deren Hintergründen und Auswirkungen beschäftigt zu haben. Zum 
anderen war es das Phänomen, dass das Interesse am Thema »Welfare 
Reform« und ihren Implikationen in den USA selbst in progressiven 
Kreisen, in den Gewerkschaften und in der kritischen sozialwissen-
schaftlichen Forschung gegenüber den 1990er Jahren deutlich nachge-
lassen hat. Hatte die Verabschiedung des PRWORA 1996 unter Präsi-
dent Clinton noch Rücktritte von Regierungsberatern sowie heftige Wi-
derstände im linksliberalen Lager ausgelöst, scheint man sich nach In-
krafttreten des Gesetzes selbst dort mit der Tatsache abgefunden zu ha-
ben, dass es in den USA – anders als in den meisten westlichen Indus-
trienationen – kein bundesstaatlich garantiertes letztes Sicherheitsnetz in 
Form von Sozialhilfe mehr gibt. Da jedoch nur ein Bruchteil aller Be-
schäftigten vom System der Arbeitslosenversicherung erfasst wird, lastet 
die Verantwortung für diejenigen, die sich nicht erfolgreich auf dem 
Markt behaupten können, in den Vereinigten Staaten seit Ende des 20. 
Jahrhunderts noch stärker auf den Kommunen, dem karitativen Sektor, 
den Familien und privaten Netzwerken, die damit – wie auf dramatische 
Weise zuletzt in New Orleans gesehen – oftmals vollständig überfordert 
sind.

Zwar erscheinen weiterhin regelmäßig Veröffentlichungen und wis-
senschaftliche Arbeiten, die sich mit unterschiedlichen Aspekten der Re-
form von 1996 und der Armutsentwicklung und -politik in den USA be-
fassen, die wenigsten von ihnen gehen jedoch der Frage nach, wie lokale 
Akteure auf die Herausforderungen reagieren, die mit der Erosion des 
(nationalen) sozialen Sicherheitsnetzes und der Abschaffung eines 
Rechtsanspruchs auf staatliche Unterstützung verbunden sind. Während 
die ideologischen und politischen Hintergründe der nationalen Sozialhil-
fegesetzgebung sowie die wichtigsten Politikveränderungen in den Ein-
zelstaaten gut erforscht und dokumentiert sind und in der Fachliteratur 
weitgehende Einigkeit über den Bedeutungszuwachs der kommunalen 
Ebene bei ihrer Implementierung herrscht (vgl. Brodkin 1997; Conlan 
1998; Gais u.a. 2001; Cimini 2002; Gainsborough 2003), mangelt es bis-
lang an aussagekräftigen vergleichenden Untersuchungen, in deren Zen-

5  Hierbei handelt es sich um das von der DFG finanzierte Forschungsprojekt 
»From Welfare to Work« unter der Leitung von Margit Mayer, das in den 
Städten Berlin und Los Angeles die Rolle von Nonprofit-Einrichtungen in 
der kommunalen Beschäftigungspolitik untersucht hat. Die Ergebnisse 
wurden 2004 veröffentlicht (Eick u.a. 2004). 
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trum die neuen Workfare-Regime in den US-amerikanischen Metropo-
len stehen. Diese Forschungslücke ist umso erstaunlicher, da die US-
amerikanische Sozialhilfereform in der sozialwissenschaftlichen Diskus-
sion oftmals als prominentes Beispiel fortschreitender Dezentralisie-
rungstendenzen und als Beleg für ein umfassendes »Rescaling« wichti-
ger (sozial-)staatlicher Aufgaben und Funktionen in westlichen kapita-
listischen Gesellschaften hervorgehoben wird (vgl. Kodras 1997; Eisin-
ger 1998; Sawicky 1999; Jessop 1999; Theodore/Peck 1999; Weir 1999; 
Swyngedouw 2000; Peck 2001 u. 2002; Mohan 2003; Gough 2004; 
Brenner 2004). Hier will die Arbeit anknüpfen und versuchen, mit den 
durchgeführten Städtestudien und den daraus zu ziehenden Erkenntnis-
sen einen Teil dieser Lücke zu schließen. 

Die vorliegende Dissertation verfolgt im Wesentlichen drei Ziele: 
Erstens versteht sie sich als ein Beitrag zur politikwissenschaftlichen 
Forschung über die aktuelle Entwicklung des US-amerikanischen Wohl-
fahrtssystems. Sie geht am Beispiel der seit den 1990er Jahren veränder-
ten Sozialhilfepolitik der übergeordneten Frage nach, welche Bedeutung 
dem Prozess der räumlichen Reorganisierung und der Verantwortungs-
verlagerung auf die subnationale Ebene (Devolution) bei der Neudefini-
tion des Verhältnisses von Staat auf der einen und Zivilgesellschaft so-
wie sozialen Bürgerrechten auf der anderen Seite zukommt. Zweitens 
zielt die Arbeit darauf ab, anhand von empirischen Fallstudien zu fun-
dierteren Aussagen darüber zu kommen, welche institutionellen, politi-
schen und ökonomischen Faktoren in den Einzelstaaten und Kommunen 
für die Ausprägung und die Entwicklung der neuen Sozial- und Armuts-
politik entscheidend sind. Hierzu gehört auch, die verbliebenen Hand-
lungsoptionen von sozialen städtischen Bewegungen, Wohlfahrtsorgani-
sationen und Bürgerrechtsgruppen in den gegenwärtigen ökonomischen 
und sozialstaatlichen Transformationsprozessen auszuloten. Über die 
Einbeziehung von außerparlamentarischen Kampagnen und Labor-
Community-Initiativen in die Fallstudien New York und Los Angeles ist 
beabsichtigt, die Möglichkeiten und Grenzen der Einflussnahme nicht-
staatlicher Akteure wie Gewerkschafts-, Bürgerrechts- oder Community-
Organisationen auf die Ausgestaltung von lokalen Workfare-Systemen 
näher zu bestimmen. Drittens dient die Arbeit dazu, das Verständnis für 
die Folgen und »Fallstricke« einer nunmehr auch in Westeuropa und in 
der Bundesrepublik immer häufiger favorisierten dezentralisierten und 
aktivierenden Sozial(hilfe)politik zu schärfen und einige Anregungen für 
die hiesige Diskussion zu liefern.

Dabei geht die Arbeit von der These aus, dass mit der Rückverlage-
rung von Verantwortung auf die subnationale Ebene die bereits in staat-
licher Sozial- und Armutspolitik angelegten autoritären und punitiven 
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Züge tendenziell gestärkt und somit neue Ausgrenzungsprozesse forciert 
werden, die sich unter anderem in diversen Formen des »bureaucratic 
disentitlement« (Lipsky 1984) niederschlagen. Das heißt, dass infolge 
der Abschaffung eines bundesstaatlich garantierten Rechtsanspruchs auf 
staatliche Unterstützung übergeordnete Kontrollinstanzen und Regulie-
rungsmechanismen ausfallen bzw. erheblich geschwächt werden, die bis 
vor kurzem noch als positive Errungenschaften moderner keynesiani-
scher Wohlfahrtsstaaten galten. Für die Vereinigten Staaten – wo Städte 
und Kommunen aufgrund ihrer Position im föderalistischen System und 
ihrer fiskalpolitischen Restriktionen besonders ungeeignet dazu sind, ge-
sellschaftliche Benachteiligungen auszugleichen oder zumindest wir-
kungsvoll abzufedern – bedeutet dies, so meine zweite These, dass sich 
Armutsprobleme und sozial-räumliche Disparitäten in den nächsten Jah-
ren noch weiter verschärfen werden. Als »Sündenbock« – das zeigen die 
Auseinandersetzungen um die Neuausrichtung der US-amerikanischen 
Einwanderungspolitik sowie die Zunahme von militanten Bürgerwehren 
– zeichnet sich bereits heute die wachsende Bevölkerungsgruppe der 
weniger qualifizierten und oftmals ohne amtliche Papiere lebenden Ar-
beitsmigranten (undocumented immigrants) aus lateinamerikanischen 
und asiatischen Ländern ab, die in vielen Regionen für die sinkende Le-
bensqualität und die Überlastung der kommunalen Sozialsysteme ver-
antwortlich gemacht werden.

Zu Beginn der Arbeit wird nach einer kurzen Darstellung und Einord-
nung der offiziellen Zielsetzungen der »Welfare Reform« von 1996 auf 
den aktuellen Forschungsstand eingegangen. Aufgrund der Vielzahl der 
bis heute in den USA zum Thema erschienenen Veröffentlichungen und 
der oben bereits angesprochenen Defizite der meisten Untersuchungen 
konzentriere ich mich dabei auf sozialwissenschaftliche Arbeiten, wel-
che die Sozialhilfereform kritisch als Teil eines weiter reichenden staat-
lichen und gesellschaftlichen Transformationsprozesses behandeln und 
diskutieren. Der Schwerpunkt liegt auf unterschiedlichen theoretischen 
Erklärungs- und Interpretationsversuchen, die sowohl eine historische 
Einordnung ermöglichen als auch das »Neue« an der US-amerikani-
schen Workfare-Politik deutlich machen. Am Schluss des zweiten Kapi-
tels wird zudem der eigene Zugang der Arbeit noch einmal genauer vor-
gestellt und begründet. 

Das zweite Kapitel widmet sich der widersprüchlichen Rolle der US-
amerikanischen Bundesstaaten im Prozess der Re-Föderalisierung und 
Re-Konditionalisierung von Sozialhilfeleistungen, der in den USA be-
reits lange vor der Verabschiedung der »Welfare Reform« einsetzte und 
ohne den ein Verständnis des radikalen Umbaus hin zu einem zeitlich 
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befristeten, weitgehend dezentralisierten und mit strikten Arbeitsver-
pflichtungen verbundenen Unterstützungssystem nicht möglich ist. Das 
Kapitel beginnt mit einem Überblick zur Sozialhilfepolitik seit den 
1960er Jahren, um strukturelle Veränderungen nach 1996 besser beurtei-
len zu können. Im zweiten Teil des Kapitels werden die neuen, Ende der 
1990er Jahre als Reaktion auf die Bundesvorgaben verabschiedeten So-
zialhilfegesetze in den Einzelstaaten dokumentiert, ausgewertet und dis-
kutiert, da deren Ausführungsbestimmungen, finanzpolitische Entschei-
dungen und Prioritätensetzungen den übergeordneten Rahmen abgeben 
für kommunale Akteure und deren Handlungsoptionen in der aktuellen 
Workfare-Politik. Anhand dieser Auswertung lässt sich zeigen, dass fast 
alle Einzelstaaten – weitgehend unabhängig von arbeitsmarktpolitischen 
Voraussetzungen und ihren jeweiligen sozialpolitischen Traditionen – 
nicht nur einmütig der Rahmengesetzgebung Washingtons gefolgt sind, 
sondern mehrheitlich noch restriktivere Zugangs- und Bezugskriterien 
als von dieser verlangt in ihre neuen Sozialhilfe- und Beschäftigungs-
programme eingeführt haben. Am Schluss des Kapitels werden in einer 
Synthese der empirischen Forschungsliteratur die vorläufigen Ergebnis-
se zur lokalen Implementierung der »Welfare Reform« seit 1996 zu-
sammengefasst.

Das dritte Kapitel geht schließlich den Auseinandersetzungen um die 
Ausgestaltung der neuen Sozialhilfepolitik in den US-amerikanischen 
Großstädten am Beispiel zweier Fallstudien nach. Der Ausgangspunkt 
für meine Analyse urbaner Workfare-Regime in New York City und Los 
Angeles seit Mitte der 1990er Jahre war die Annahme, dass vor allem 
drei Faktoren ihre Ausrichtung und Entwicklung maßgeblich beeinflus-
sen: erstens die übergeordneten sozialpolitischen Regulierungen und Be-
stimmungen (Gesetze des Bundes und der Einzelstaaten), zweitens die 
lokalen ökonomischen Rahmenbedingungen (Armuts- und Einkom-
mensentwicklung, Struktur und Aufnahmekraft des lokalen Arbeits-
marktes) und drittens die Fähigkeit und Bereitschaft kommunaler Bünd-
nisse aus Community- und Gewerkschaftsorganisationen, die Rechte 
von Sozialhilfeempfängern und Erwerbslosen zu verteidigen. In diesem 
Zusammenhang war für die Auswahl der beiden Fallstudien auch ent-
scheidend, dass in beiden Städten seit den 1960er Jahren eine Reihe von 
innovativen und progressiven sozialen Bewegungen und Wohlfahrtsor-
ganisationen aktiv ist, die ein gewisses Maß an außerparlamentarischen 
Auseinandersetzungen um die neue Sozialhilfepolitik erwarten ließen. 

Obwohl in beiden untersuchten US-Metropolen viele Rahmenbedin-
gungen für eine arbeitszentrierte Sozialhilfepolitik ähnlich waren, stehen 
Los Angeles und New York stellvertretend für zwei unterschiedliche 
Workfare-Ansätze. Das New Yorker System kann in Anlehnung an die 
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von Peck/Theodore (2000) entwickelten Kategorien (vgl. Tabelle 2) als 
»local state model« charakterisiert werden. Das heißt, dass ein Großteil 
der zur Arbeit verpflichteten Sozialhilfeempfänger zu unbezahlten »ge-
meinnützigen Tätigkeiten« in öffentlichen Betrieben und Verwaltungen 
herangezogen wird. Demgegenüber repräsentiert das lokale System in 
Los Angeles ein »work first/private market model«, das durch eine stär-
kere Orientierung an den Anforderungen der städtischen Dienstleis-
tungsökonomie gekennzeichnet ist und vor allem auf eine möglichst 
schnelle Integration von Sozialhilfeempfängern in prekäre Beschäfti-
gungsverhältnisse im ersten Arbeitsmarkt setzt. Während die Kosten 
beider Workfare-Regime für die unmittelbar von ihnen Betroffenen ähn-
lich gravierend ausfallen, zeichnet sich gleichzeitig ab, dass mit der 
»neuen« nationalen Sozialhilfepolitik in den USA nicht nur Deregulie-
rungs- und Flexibilisierungsvorteile zur Verfolgung spezifischer lokaler 
arbeitsmarkt- und sozialpolitischer Zielsetzungen verknüpft sein können, 
sondern langfristig auch neue Herausforderungen und Konflikte entste-
hen werden bzw. bereits entstanden sind, auf welche die staatlichen In-
stanzen und Kommunen bislang nur unzureichend vorbereitet sind. 

Im letzten Kapitel der Arbeit erfolgt ein Resümee der Untersu-
chungsergebnisse und wird ein Ausblick auf mögliche zukünftige Ent-
wicklungen der Sozial(hilfe)politik in den USA gegeben, die auch maß-
geblich davon bestimmt sein werden, wie sich die neuen demokratischen 
Mehrheiten im Kongress auswirken werden. Zum anderen soll das Ab-
schlusskapitel neben einer Diskussion und Einordnung der Erkenntnisse 
in sozialwissenschaftliche Debatten über die staatliche Regulation »post-
industrieller« Armutsprobleme auch einer kritischen Reflexion der Stra-
tegien und Handlungsmöglichkeiten sozialpolitischer Oppositionsbewe-
gungen dienen. Selbst wenn viele Argumente und Ausführungen in die-
ser Arbeit die These vom »American Exceptionalism« bestätigen mögen 
und sich die US-amerikanischen Erfahrungen nicht einfach auf die Situ-
ation in der Bundesrepublik übertragen lassen, sollten sich aus ihr auch 
einige Hinweise darauf ziehen lassen, welche Aspekte in den hiesigen 
Auseinandersetzungen um die Zukunft des Sozialstaats besonders zu be-
achten sind.
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